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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
. — 


Geſetz, betreffend die Abänderung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865/1892, S. 265. 
— Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs-Amtsblätter 
veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 266. 
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(Nr. 10623.) Geſetz, betreffend die Abänderung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865/1892. Vom 5. Juli 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
81. 

Die Annahme von Mutungen auf Steinkohle ſowie auf Steinſalz nebſt 
den mit dieſem auf der nämlichen Lagerſtätte vorkommenden Salzen findet vom 
Tage der Verkündigung dieſes Geſetzes an bis zu anderweiter geſetzlicher Regelung 
der Beſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 (Geſetz-Samml. 
S. 705 ff.) über das Muten und Verleihen, längſtens aber auf die Dauer 
von zwei Jahren, bei den ſtaatlichen Bergbehörden nur inſoweit ſtatt, als die 
Mutungen eingelegt werden auf Grund von Schürfarbeiten, welche 

1. vor dem 31. März 1905 begonnen worden find oder 

2. im Umkreiſe von 4 184,3 Meter um den Fundpunkt einer noch ſchwebenden 

Mutung unternommen werden, deren Mineral bei der amtlichen Unter— 
ſuchung (F 15 a. a. O.) bereits vor Verkündigung dieſes Geſetzes nach— 
gewieſen worden iſt. 

Die Annahme von Mutungen nach Abſ. 1 Ziffer 2 iſt ausgeſchloſſen, 
wenn der Muter innerhalb zwei Wochen nach Verkündigung dieſes Geſetzes dem 
zuſtändigen Oberbergamt erklärt, daß er auf weitere Mutungen in dem in Ziffer 2 
bezeichneten Umkreiſe verzichtet. Dieſe Erklärung iſt unwiderruflich. 

Das Feld einer Mutung nach Ziffer 2 darf ſich an keiner Stelle über 
den dort bezeichneten Umkreis hinaus erſtrecken. 

Zwei Punkte der Begrenzung eines auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes 
geſtreckten Feldes dürfen bei einem zuläſſigen Flächeninhalte von 2189 000 Quadrat» 
metern nicht über 4150 Meter voneinander entfernt liegen. 

Zu den Mutungen, welche vor der Verkündigung dieſes Geſetzes eingelegt 
worden ſind, muß innerhalb eines Jahres nach dem Tage der Verkündigung des 
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Ausgegeben zu Berlin den 8. Juli 1905. 


e 


Geſetzes, und zu den nach dieſem Zeitpunkt einzulegenden Mutungen muß inner- 
halb ſechs Monaten nach der amtlichen Unterſuchung ($ 15 a. a. O.) von dem 
Muter der Schlußtermin beantragt werden. Iſt dieſer Antrag nicht innerhalb 
der vorgeſehenen Friſten geſtellt worden oder wird er zurückgenommen, ſo iſt die 
Mutung von Anfang an ungültig. Auch darf in dieſen Fällen ein Dritter auf 
denſelben Fundpunkt eine neue Mutung nicht einlegen. 

8 2. 

Unberührt von dieſer Vorſchrift bleiben diejenigen Mutungen, die die ſtaat— 
lichen Bergbehörden in Vertretung der Inhaber von Privat-Bergregalitätsrechten 
anzunehmen berechtigt ſind. 

. 

Der Handelsminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Gjenner Föhrde, den 5. Juli 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. Möller. v. Budde. v. Einem. 
Frhr. v. Richthofen. v. Bethmann Hollweg. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſez⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 4. April 1904, betreffend die Verleihung 
des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung uſw. an den Kreis Beeskow -Storkow 
für die von ihm erbaute Chauſſee von Neu-Hartmannsdorf bis zur Storkow— 
Goſener Chauſſee bei Rieplos mit einer Abzweigung von Dickdamm 
bis zur Lebuſer Kreisgrenze, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 18 S. 139, ausgegeben am 
5. Mai 1905, 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 23. Mai 1905, betreffend die Verleihung des 
Rechtes zur Chauſſeegelderhebung uſw. an den Kreis Lauban für die von 
ihm ausgebaute Chauſſee von Lauban bis zur Bunzlauer Kreisgrenze, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 26 S. 176, 
ausgegeben am 1. Juli 1905. 
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